Workshop 4- Jung und informiert: Aktuelles in Frage gestellt

Experten : Tania Matias (Doppelte Staatsbürgerschaft) ; Guy Wagner (Finanzkrise) ; Hubert Hausemer (Euthanasie)

Moderatorin : Tania Matias

Sekretär : Franck Chabriac

Unser Workshop « Jung und informiert- Aktuelles in Frage gestellt“ war anders konzipiert als die restlichen Workshops. Hier ging es darum, Informationen zu drei sehr aktuellen Themen zu erhalten und den Experten unsere Fragen zu stellen. Die Teilnahme erlaubte es uns, uns eine Meinung über folgende Themen zu bilden: Die doppelte Staatsbürgerschaft, die Finanzkrise und das Euthanasiegesetz. 

Nach einer kleinen Aufwärmübung, führte Tania Matias uns in das erste Thema ein:

Doppelte Staatsbürgerschaft

Neben der Anwesenheit unserer Moderatorin und Expertin Tania Matias, profitierten wir ebenso von der Anwesenheit des Abgeordneten Marc Angel (LSAP), der sein politisches Anliegen in Bezug auf das neue Gesetzes der doppelten Staatsbürgerschaft darlegen wollte. 

Frau Matias stellte uns die Bedingungen vor, die man erfüllen muss, um die doppelte Staatsbürgerschaft zu erhalten. Außerdem erklärte sie Begriffe wie das Abstammungsprinzip. Herr Angel erläuterte im Anschluss daran die politischen Beweggründe für die doppelte Staatsbürgerschaft. Dazu zählt das Argument, dass das Prinzip der doppelten Staatsbürgerschaft die Zahl der Wahlberechtigten erhöht, ohne die Bewerber dazu zu verpflichten, ihre ursprüngliche Nationalität aufzugeben. 

Schnell stellten wir uns die Frage, ob eine Verbindung zwischen der doppelten Staatsbürgerschaft und der Integration besteht. Wir kamen zu dem Schluss, dass der Erwerb der Doppelten Staatsangehörigkeit kein Kriterium für Integration ist, diese aber verstärkt. Frau Matias betonte, dass man Integration und Assimilation nicht durcheinanderbringen sollte. 

Im weiteren Verlauf des Workshops konzentrierte sich die Diskussion auf den linguistischen Aspekt und die Tatsache, dass Luxemburg über drei offizielle Nationalsprachen verfügt. Warum soll man also mit allen Mitteln auf dem Luxemburgischen beharren, während doch die Presse entweder auf Deutsch oder Französisch berichtet!? Marc Angel erinnerte uns ferner daran, dass das Luxemburgische auf sprachlicher Ebene lediglich ein Dialekt ist. 

Im multinationalen und kulturellen Kontext Luxemburgs stellten wir uns auch folgende Fragen: Sprache = Kultur? Erleichtert die luxemburgische Sprache die Integration? Ist sie nicht nur ein scheinbarer Vorwand? So viele Gedanken und Reflexionen über die Sprache und Kultur, die in einem anderen Workshop das nächste Mal aufgenommen werden könnten…

Die Finanzkrise

Die Finanzkrise steht im Mittelpunkt der Nachrichten; ihr Ursprung und ihre Folgen sind Themen, die uns alle beschäftigen und beunruhigen. Der Jugendkonvent hat uns die Möglichkeit gegeben, mit Herrn Wagner, ein Finanzexperte der Banque de Luxembourg, über dieses Thema zu diskutieren.  

Um seinen Vortrag zu veranschaulichen, zeigte er uns eine Power-Point-Presentation, die die Entwicklung der weltweiten Finanzkrise deutlich machte. Er erklärte uns, dass sich das Management der Banken verändert hatte und wir uns zu einer „Darlehens-Gesellschaft“ entwickelt haben. Die Banken sind demnach lediglich Vermittler, die keine eigenen Fonds besitzen, sondern Darlehen an andere Investmentfonds weiter verkaufen. Somit werden die Darlehen im Prinzip von Investoren finanziert, worauf dann das ganze System beruht. 

Wir stellten die Frage nach dem Ursprung dieser Krise und ob sie in Luxemburg noch schlimmer werden könnte. Herr Wagner erklärte, dass der Beginn der Finanzkrise mit extremen Spekulationen auf dem amerikanischen Immobilienmarkt zusammenhängt, die den Zusammenbruch sehr angetrieben haben. In Luxemburg sind diese Spekulationen aber sehr begrenzt, da der Immobilienmarkt der tatsächlichen Nachfrage entspricht. Luxemburg wird wahrscheinlich aber auch aufgrund seiner Angehörigkeit an die Eurozone weniger Folgen der Finanzkrise zu spüren, als Länder auf der anderen Seite des Atlantiks.  

Waren sich die Verantwortlichen der Banken dieser Katastrophe bewusst? Es scheint, dass sie ihrem Risikomanagement sehr vertraut haben. Was uns jedoch beunruhigte, ist die Tatsache, dass keine Vorsichtsmaßnahmen getroffen worden waren - vielleicht wäre es somit sinnvoll, wenn der Staat in den Bankensektor mehr eingreifen würde? Das Problem ist jedoch, dass Finanzexperten immer einen Weg finden um Gesetze zu umgehen. 

Der Finanzsektor sollte frei bleiben und doch streng geregelt sein, da auch der Staat sich in einer Abhängigkeitssituation befindet. Wir kamen ebenso zu dem Entschluss, dass auch Banken existieren, die sicherer sein könnten, so wie beispielsweise die nationalen Banken. Wer ist also schuld? Ganz eindeutig die Gier nach Profit! 
Wir fragten uns, wieso man die Banken mit dem Geld des Steuerzahlers rettet, nur um die Investoren zu schützen!? 

Im Grunde ist das Ziel des Staates, der Schutz vor sozialen Folgen im Anschluss an den Bankenkonkurs. Herr Wagner erklärte uns das „Schneeballprinzip“ der Vertrauenskrise, die die Finanzkrise noch verstärkt, da sie einen Rückgang des Konsums und somit auch der Fabrikproduktionen auslöst… Man muss also erreichen, dass diese Unternehmen wieder investieren können, entweder mithilfe des Staates oder der Banken, die den Schneeball wieder „zurückwerfen“, indem sie den Unternehmen wieder Kredite bewilligen. 

Sterbehilfe 

Nach einer kurzen Pause stellte sich uns der Philosophielehrer Hubert Hausemer vor. Er legte uns statt eines virtuellen Dokumentes, ein gutes, altes Stück Papier zur gedanklichen Unterstützung vor. Im ersten Teil lernten wir zusammen traditionelle Definitionen kennen, aber auch gerade aktuell sehr gebräuchliche Begriffe: Euthanasie, Suizid, Palliativpflege, lebensverlängernde Maßnahmen… Er erklärte uns auch die verschiedenen Arten der Sterbehilfe: aktive Sterbehilfe, passive Sterbehilfe, indirekte aktive Sterbehilfe, Beihilfe zur Selbsttötung. Wir profitierten in der Diskussion auch von der Anwesenheit des Abgeordneten Marc Angel und der Abgeordneten Marie-José Frank. 
Herr Hausemer zählte die Länder auf, in denen Sterbehilfe legal ist (Belgien, Niederlande), unterstrich dabei aber, dass darüber noch keine komplette Studie veröffentlicht wurde. 

Anschließend machte sich jeder selber mit den Pro und Kontra Argumenten, die auf dem zuvor verteilten Dokument veranschaulicht wurden, bekannt. Nun konnten wir unsere persönlichen Erfahrungen und Meinungen äußern. Oft ist es der Schmerz, der den Wunsch verursacht, sterben zu wollen. Hier kann aber die Palliativmedizin eine Alternative darstellen und die Meinung des Patienten ändern. Anschließend fragten wir uns, ob nicht ein Gesetz für Fälle in denen die Patienten nicht mehr in der Lage sind ihre Meinung und ihren Wunsch zu äußern (z.B. bei Komapatienten), verabschiedet werden sollte. Aber würde das nicht ein Risiko für Missbrauchsfälle bedeuten? 

Frau Frank teilte ihre persönlichen Erfahrungen und befürwortete die Ausweitung des Pflegeplans, der die Familie, den Patienten und die Mediziner miteinschließen sollte.

Herr Angel brachte die Selbstbestimmung eines jeden Menschen hinsichtlich der Sterbehilfe zur Sprache und damit die Notwendigkeit eines legalen Rahmens. 

Mehreren von uns erschien ein Gesetz notwendig, welches Missbrauchsfälle vorwegnimmt und damit solche gar nicht erst möglich macht. Außerdem sollte eine Alternative vorhanden sein, die Palliativpflege miteinschließt. Wir diskutierten sehr leidenschaftlich und mit Begeisterung, sogar der Experte wurde ab und an in Frage gestellt und unser Schriftführer musste uns bewusst machen, wie ein solch intimes Thema wie der Tod, durch die Gesellschaft, eine Einrichtung oder gegebenenfalls durch Dritte geregelt werden könnte.

In dieser belebten Atmosphäre, in der sich auch die momentane politische Diskussion befindet, endete der Tag und die Berichterstatter setzten sich zusammen, um ihre Zusammenfassungen vorzubereiten um diese in der anschließenden Plenarsitzung vorzustellen.

